
1118 der Beilagen zu denStenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

über die Regierungsvorlage (1078 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsverfas­
sungsgesetz und das Arbeitskräfteüberlassungs-

gesetz geändert werden 

Die gegenständliche Regierungsvorlage dient der 
Absicherung und Stärkung der Mitbestimmungs­
möglichkeiten während einer Umstrukturierung 
sowie dem weiteren Ausbau der Mitbestimmung auf. 
Konzernebene. Weiters soll das Arbeitsverfassungs­
gesetz an EWR-Richtlinien angepaßt werden. Zur 
Verwirklichung dieser Zielsetzungen enthält die 
gegenständliche Regierungsvorlage folgende Be­
stimmungen: 

Weitergeltung von Betriebsvereinbarungen 
nach einem Betriebsübergang; 
Beibehaltung des Zuständigkeitsbereiches des 
Betriebsrates bei Ausgliederungen bzw. bei 
Betriebszusammenschi üssen; 
Einrichtung der "Konzernvertretung" als 
Organ der Arbeitnehmerschaft auf Konzern­
ebene und Definition des Aufgabenbereiches ; 
Präzisierung und Determinierung von Infor­
mations- und Beratungsrechten des Betriebs­
rates im Zusammenhang mit Massenentlas­
sungen und Betriebsübergang; 
Öffnung des passi~en Wahlrechts zum Be­
triebsrat für ausländische Arbeitnehmer und 
Arbeitnehinerinnen, sofern diese Staatsange­
hörige eines EWR-Mitgliedstaates sind; 
Modifikation von Bestimmungen über die 
Verwaltung des Betriebsratsfonds ; 
Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsge­
setzes hinsichtlich Konzernüberlassung. 

Der Ausschuß für Arbeit und Soziales hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 8. Juni 1993 in Verhandlung genommen. 

Berichterstatterin im Ausschuß war die Abgeord­
nete Sophie Bau e r. An der Debatte beteiligten 

sich die Abgeordneten Dr. Gottfried F e u rs tein, 
Heinz G rad w 0 h I, Christine H ein d I, Sigisbert 
Dolinschek, Klara Motter, Walter Riedl, 
Helmut Die t ach m a y r, Eleonor~ Ho s t a s c h, 
Dipl.-Kfm. Dr. Günter S turn mv oll, Josef 
Me i s i n ger und Alois Hub e r. Von den 
Abgeordneten Eleonore H 0 s t a s c hund Dr. 
Gottfried F e urs t ein wurde ein Abänderungsan­
trag betreffend Art. I Z 5 (§ 32 Abs. 3 Arb VG), Z 12 
(§ 74 Abs. 8 ArbVG), Z 15 (§ 88 a Abs. 4 und § 88 b 
Abs.5 ArbVG), Z 18 (§ 108 Abs. 4 ArbVG), Z 37 
(Einfügung eines Abs.4 im § 171 ArbVG) sowie 
betreffend Art.II Z 2 (Anfügung' eines § 23 im 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz). Von. der Abge­
ordneten Christine H ein d I wurde ein Abände­
rungsantrag betreffend Art. I Z 8 (§ 53 Abs. 1 
ArbVG) und Z 30 (§ 126 Abs.5 ArbVG) sowie 
§ 171 Abs. 4 ArbVG gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung des ob erwähnten 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Eleonore 
H 0 s t a s c hund Dr. Gottfried F e urs t ein 
unter Ablehnung des Abänderungsantrag~s der 
Abgeordneten Christine He i n d I mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Weiters wurden vom Ausschuß hinsichtlich 
Art. II (Änderung des· Arbeitskräfteüberlassungsge-. 
setzes) mit Stimmenmehrheit folgende Feststellun-
gen beschlossen: ' 

§ 1 Abs. 2 Z 5 AÜG soll künftig hinsichtlich aller 
Formen der dauernden Arbeitskräfteüberlassung im 
Konzern die Anwendung der Bestimmungen über 
Entgelt und Arbeitszeit (§ 10 Abs. 1,3 und 4 AÜG) 
sicherstellen. Diese Bestimmung gilt somit nicht nur 
für bereits in einem Konzernunternehmen Beschäf­
tigte, die "form~l" an einen neuen Arbeitgeber im 
Konzern zugewiesen werden und auf ihrem 
bisherigen Arbeitsplatz weiterarbeiten, sondern 
auch im Falle der Aufnahme neuer Arbeitnehmer bei 
einem Konzernunternehmen -und dauernder Über­
lassung an ein anderes. 

• 
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2 111 8 der Beilagen 

Ferner wurden vorn Ausschuß mit Stimmenmehr­
heit folgende Feststellungen getroffen: 

Der Ausschuß . für Arbiet und Soziales hat 
anlltßlich der Beratung über die Einrichtung der 
Konzernvertretrung als Organ der Arbeitnehmer­
vertretung im Arb VG die Frage der Schaffung einer 
Behindertenvertretung auf Konzernebene disku­
tiert; eine entsprechende Regelung soll im Rahmen 
einer Novellierung des Behinderteneinstellungsge­
setzes ehebaldigst erfolgen. 

Zu den Abänderungen und Ergänzungen gegen­
über der Regierungsvorlage wird folgendes be­
merkt: 

Der Antrag enthält im wesentlichen legistische 
Korrekturen bzw. Klarstellungen. 

Mit der Ergänzung zu § 88 b Abs.5 Z 5 soll 
klargestellt werden,· daß die Errichtung einer 
Konzernvertretung bzw. deren Zusammensetzung 
gerichtlich angefochten werden kann, vergleichbar 
der Anfechtung von Wahlen zum Betriebsrat bzw. 
Zentralbetriebsrat. In Anlehnung an diese Wahlan­
fechtung wurde auch die einmonatige Frist für die 

Sophie Bauer 

Berichterstatterin 

Klagseinbringung gewählt. Zur Einbringung einer 
Klage ist jeder berechtigt, der ein rechtliches 
Interesse an der Korrektur der Errichtung der 
Konzernvertretung bzw. ihrer Zusammensetzung 
hat, als·o sowohl die beteiligten bzw. zu beteiligen­
den Organe der Arbeitnehmerschaftals auch die 
Konzernleitung. 

Die Bestimmungen über die Anpassung des 
Arb VG hinsichtlich des passiven Wahlrechts sowie 
hinsichtlich der Informations- und Beratungsrechte 
bei Massenentlassungen sollen zugleich mit dem 
EWR-Abkommen in Kraft treten. 

Von· der Abgeordneten Christine H ein d I 
wurde gemäß § 42 Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz 
eine a b w eie h end e S tell u n g nah m e zum '/2 
Ausschußbericht angekündigt. 

Als Ergebnis sein~r Beratung stellt der Ausschuß 
für Arbeit und Soziales somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s sen e n '/1 
Ge set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, 1993 06 08 

Eleonore Hostasch 

übfrau 
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1118 der Beilagen 3 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsver­
fassungsgesetz und das Arbeitskräfteüberlas­

sungsgesetz geändert weiden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBI. Nr. 22/ 
1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 83311992, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Z 2 lautet: 

,,2. die Arbeitgeber, auf die der Betrieb oder ein 
Teil des Betriebes eines der in Z 1 bezeichneten 
Arbeitgeber übergeht." 

2. In § 29 werden die Worte "Arbeitsgemein­
schaft gemäß § 88 a" durch das Wort "Konzernver­
tretung" ersetzt. 

3. § 31 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen 
bleibt für Betriebsteile unberührt, die rechtlich 
verselbständigt werden." 

4. Nach § 31 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 und 7 
angefügt: 

,,(6) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen 
bleibt für Arbeitnehmer von Betrieben oder 
Betriebsteilen unberührt, die .mit einem anderen 
Betrieb oder Betriebsteil so zusammengeschlossen 
werden, daß ein neuer Betrieb im Sinne des § 34 
entsteht. 

(7) Die Geltung von Betriebsvereinbarungen 
bleibt für Arbeitnehmer von Betrieben oder 
Betriebsteilen, die von einem anderen Betrieb 
aufgenommen werden, insoweit unberührt, als sie 
Angelegenheiten betreffen, die von den Betriebsver­
einbarungen des aufnehmenden Betriebes nicht 
geregelt werden. Betriebsvereinbarungen im Sinne 
des § 97 Abs. 1 Z 18 oderZ 18 a können für die von 
einer solchen Maßnahme betroffenen Arbeitnehmer 
vom Betriebsinhaber des aufzunehmenden Betriebes 

oder Betriebsteiles unter Einhaltung einer einmona­
tigen Kündigungsfrist gekündigt werden." 

5. § 32 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Eine solche Einzelvereinbarung kann zum N ach­
teil des Arbeitnehmers im Falle der Kündigung einer 
Betriebsvereinbarung nach dem Übergang, der 
rechtlichen Verselbständigung, dem Zusammen­
schluß oder der Aufnahme eines Betriebes oder 
Betriebsteiles (§ 31 Abs. 4 bis 7) nicht vor Ablauf 
eines Jahres nach dem Übergang, der Verselbständi­
gung, dem Zusammenschluß oder der Aufnahme 
abgeschlossen werden." 

6. § 40 Abs. 4 a lautet: 

,,(4 a) In Konzernen im Sinne des § 15 des 
Aktiengesetzes 1965 oder des § 115 des Gesetzes 
über Gesellschaften mit beschränkter Haftung kann 
eine Konzernvertretung gebildet werden (§ 88 a)." 

7. § 52 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer ohne 
Unterschied der Staatsbürgerschaft, die am Tag der 
Betriebsversammlung zur Wahl desWahlvorstandes 
das 18. Lebensjahr vollendet haben und an diesem 
Tag und am Tag der Wahl im Rahmen des Betriebes 
beschäftigt sind." 

8. § 53 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Wählbar sind alle Arbeitnehmer, die 
1. a) österreichische Staatsbürger sind oder 

b) Angehörige von Staaten sind, die Vertrags­
parteien des EWR-Abkommens sind, und 

2. am Tag der Ausschreibung der Wahl das 
19. Lebensjahr vollendet haben und 

3. seit mindestens sechs Monaten im Rahmen 
des Betriebes oder des Unternehmens, dem 
der Betrieb angehört, beschäftigt sind und 

4. abgesehen vom Erfordernis der österreichi­
schen Staatsbürgerschaft vom Wahlrecht zum 
Nationalrat nicht ausgeschlossen sind (§ 22 
Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBI. 
Nr. 471, in der jeweils geltenden Fassung)." 

9. § 62 b Abs. 1 letzter Satz lautet: 

2 
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4 1118 der Beilagen 

"Die vorübergehende Beibehaltung des Zuständig­
keitsbereiches gilt nicht, wenn iri einem verselbstän­
digten Betriebsteil ein Betriebsrat nicht zu errichten 
ist." 

10. Nach § 62 b wird folgender § 62 c eingefügt: 

.,§ 62 c. (1) Werden Betriebe oder Betriebsteile zu 
einem neuen Betrieb im Sinne 'des § 34 zusammen­
geschlossen, so bilden die Betriebsräte bis zur 
Neuwahl eines Betriebsrates, längstens aber bis zum 
Ablauf eines Jahres nach dem Zusammenschluß, ein 
Organ der Arbeitnehmerschaft (einheitlicher Be­
triebsrat); §§ 65 und 66 gelten sinngemäß. 

(2) § 62 b Abs. 2 erster Satz und Abs. 3 gelten 
sinngemäß." 

11. In § 73 Abs. 1 werden die Worte ,,Arbeitsge­
meinschaft gemäß § 88 a" durch das Wort "Kon­
zernvertretung" ersetzt. 

12. § 74 lautet s~mt Überschrift: 

"Betriebsratsfonds 

§ 74. (1) Die Eingänge aus der Betriebsratsumlage 
sowie sonstige für die im § 73 Abs. 1 bezeichneten 
Zwecke bestimmten Vermögenschaften bilden den 
mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Betriebs­
ratsfonds. 

(2) Die Verwaltung des Betriebsratsfonds obliegt 
dem Betriebsrat. Vertreter des Betriebsratsfonds ist 
der Vorsitzende des Betriebsrates, bei seiner 
Verhinderung dessen Stellvertreter. 

(3) Die Mittel des Betriebsratsfonds dürfen nur zu 
den in § 73 Abs. 1 bezeichneten Zwecken verwendet 
werden. 

(4) Wird ein Betriebsratsfonds errichtet, hat die 
Betriebs(Gruppen)versammlung eine Regelung über 
die Verwaltung und Vertretung des Betriebsrats­
fonds bei zeitweiligem Fehlen eipes ordentlichen 
Verwaltungs- und Vertretungsorgans zu beschlie­
ßen. Ein solcher Beschluß hat die notwendige 
Verwaltungstätigkeit zu umschreiben, die Höchst­
dauer der' vertretungsweisen Verwaltung und das 
vorgesehene Vertretungs- und Verwaltungs organ 
zu bestimmen. 

(5) Hat die Betriebsversammlung einen Beschluß 
im Sinne des Abs. 4 nicht gefaßt, so obliegt die 
interimistische Vertretung und Verwaltung des 
Betriebsratsfonds für die Dauer der Funktionsunfä­
higkeit des Betriebsrates dem ältesten Rechnungs­
prüfer, bei Fehlen funktionsfähiger Rechnungsprü­
fer der zuständigen gesetzlichen Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer. Der älteste Rechnungsprü­
fer oder die zuständige gesetzliche Interessenvertre­
tung können eine Betriebs(Gruppen)versammlung 
einberufen, die durch Beschluß eine andere Person 
(Personengruppe) mit der interimistischen Vertre­
tung und Verwaltung beauftragen kann. Die 

interimistische Vertretung und Verwaltung hat sich 
auf die Besorgung laufender Angelegenheiten zu 
beschränken. Der Betriebsratsfonds ist von der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer aufzulösen, wenn sich nicht innerhalb 
eines Jahres ein funktionsfähiger Betriebsrat konsti­
tuiert. 

(6) Die Revision der Rechtmäßigkeit der 
Gebarung und der Verwendung der Mittel des 
Betriebsratsfonds obliegt· der zuständigen gesetzli­
chen Interessenvertretung der Arbeitnehmer. 

(7) Der Betriebsratsfonds ist aufzulösen, wenn 
der Betrieb dauernd eingestellt wird. Die nähere 
Regelung ist durch Beschluß der Betriebs(Grup­
pen)versammlung bei Errichtung des Betriebsrats­
fonds zu treffen. Spätere Beschlüsse sind· gültig, 
wenn sie mindestens ein Jahr vor der dauernden 
Betriebseinstellung gefaßt wurden oder in angemes­
sener Weise bei der Verwendung des Fondsvermö­
gens auch jene Arbeitnehmer berücksichtigen, die 
innerhalb eines Jahres vor der Betriebseinstellung 
ausgeschieden sind. 

(8) Wird wegen Wegfalls der Voraussetzungen 
für das Bestehen getrennter Betriebsräte ein 
gemeinsamer Betriebsrat gewählt, so verschmelzen 
die bestehenden Betriebsratsfonds zu einem einheit­
lichen Fonds. Dies gilt sinngemäß auch für den Fall 
des Zusammenschlusses von Betrieben. Werden 
infolge Wegfalls der Voraussetzungen für das 
Bestehen eines gemeinsamen Betriebsrates getrennte 
Betriebsräte gewählt, so zerfällt der Betriebsrats­
fonds in getrennte Fonds für jede Arbeitnehmer-"' 
gruppe. Das Vermögen ist nach dem Verhältnis der 
Zahlen der gruppenangehörigen Arbeitnehmer auf 
die getrennten Betriebsratsfonds aufzuteilen. 

(9) Wird auf G~und von Beschlüssen der 
Arbeitnehmergruppen ein gemeinsamer Betriebsrat 
(§ 40 Abs.3) errichtet, ist die Verwendung der 
bestehenden Betriebsratsfonds durch Beschluß der 
jeweils zuständigen Betriebs(Gruppen)versammlung 
zu regeln. 

(10) Durch übereinstimmende Beschlüsse der 
Gruppenversammlungen kann beschlossen werden, 
da:ß bei getrennten Betriebsräten der Arbeiter und 
Angestellten ein Betriebsratsfonds für beide Grup­
pen errichtet wird, der vom Betriebsausschuß zu 
verwalten ist. Die Beschlüsse können während der 
Tätigkeitsdauer nicht mehr rückgängig gemacht 
werden. Abs. 8 und 9 sind sinngemäß anzuwenden. 

(11) Werden Betriebsteile rechtlich verselbstän­
digt, so ist das Fondsvermögen auf die Fonds jener 
Betriebsräte, die nach Abschluß dieser Maßnahmen 
in den Teilen des früher zusammengehörigen 
Betriebes errichtet sind, verhältnismäßig aufzutei­
len, wobei das Verhältnis der Beschäftigtenzahl vor 
der Verselbständigung zu den Beschäftigtenzahlen 
am Tag der handelsrechtlichen Wirksamkeit der 
Maßnahmen zu beachten ist. Erfolgt die Konstituie-
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rung eines Betriebsrates nicht spätestens sechs 
Monate nach Ablauf der Fristen gemäß § 62 b, so 
erlischt der Anspruch der Belegschaft in diesem 
Betriebsteil auf einen Anteil der Mittel des 
Betriebsratsfonds zugunsten der Belegschaften, die 
einen Betriebsrat errichtet haben. 

(12) Die zuständige gesetzliche Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer ist von Beschlüssen gemäß 

. Abs. 7,9 und 10 sowie Maßnahmen gemäß Abs. 8 
und 11 zu verständigen. Sie hat die Durchführung 
der Auflösung, der Zusammenlegung und Trennung 
von Betriebsratsfonds, die interimistische Verwal­
tung (Abs. 5) soweit sie nicht von der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer selbst durchgeführt wird - sowie die 
Vermögensteilung gemäß Abs. 11 zu überwachen. 

(13) Die Durchführung der Auflösung und der 
Vermögensübertragung bei Zusammenlegung und 
Trennung obliegt der zuständigen gesetzlichen 
Interessenvertretung der Arbeitnehmer, wenn 

1. ein Beschluß der zuständigen Betriebs(Grup-
pen)versammlung fehlt; . 

2. der Beschluß nicht den im § 73 Ahs. 1 
geforderten Verwendungszweck vorsieht oder 

3. der Beschluß undurchführbar geworden ist. 

(14) Ein nach Durchführung der Auflösung 
verbleibender Vermögensüberschuß ist von der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer für Wohlfahrtsmaßnahmen oder 
Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitnehmer zu 
verwenden." 

13. § 82 Abs. 6 lautet: 

,,(6) Die Bestimmungen über die Verlängerung 
der Partei- und Prozeßfähigkeit des Betriebsrates 
(§ 62 a) und über die Beibehaltung des Zuständig­
keitsbereiches (§§ 62 bund 62 c) sind sinngemäß 
anzuwenden." 

14. In § 85 Abs. 1 werden die Worte "Arbeitsge­
meinschaft gemäß § 88 a" durch das Wort "Kon­
zernvertretung" ersetzt. 

15. Abschnitt 7 lautet: 

"Abschnitt 7 

Konzernvertretung 

Errichtung 

§ 88 a. (1) In einem Konzern im Sinne des § 15 
des Aktiengesetzes 1965 oder des § 115 des 
Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, in dem in mehr als einem Unternehmen 
Betriebsräte bestehen, kann eine Konzernvertretung 
zur Vertretung der gemeinsamen Interessen der in 
diesem Konzern beschäftigten Arbeitnehmer errich­
tet werden. Die Konzernvertretung wird mit 
Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der 
Zentralbetriebsräte errichtet, die zusammen mehr 

als die Hälfte der im Konzern beschäftigten 
Arbeitnehmer repräsentieren. Bei der Ermittlung 
der Zahl der im Konzern beschäftigten Arbeitneh­
mer sind jeweils die Zahlen der bei den letzten 
Zentralbetriebsratswahlen im Unternehmen be­
schäftigten Arbeitnehmer (§ 80) zugrunde zu legen. 

(2) Die Versammlung der Zentralbetriebsratsvor­
sitzenden im Konzern hat durch Beschluß festzu­
stellen, daß die gemäß Abs. 1 erforderliche Zustim­
mung zur Errichtung der Konzernvertretung erteilt 
wurde. 

(3) Die Versammlung der Zentralbetriebsratsvor­
sitzenden wird von einem Zentralbetriebsratsvorsit­
zenden einberufen. Diesem obliegt die Leitung der 
Versammlung. 

(4) Sodann hat sie nach Maßgabe des Abs. 6 die 
Zahl der jeweiligen Delegierten und Ersatzdelegier­
ten durch Beschluß festzustellen. Die Zentralbe­
triebsratsvorsitzenden haben bis zu einem vom 
Einberufer festgesetzten Termin die Delegierten 
(Ersatz delegierten) bekanntzugebeil. 

(5) Die in Abs. 2 bis 4 vorgesehene Errichtung 
und Beschickung der Konzernvertretung kann auch 
in einem schriftlichen Verfahren durchgeführt 
werden. 

(6) Die Konzernvertretung besteht aus je zwei 
Delegierten und der erforderlichen Zahl von 
Ersatzdelegierten jedes im Konzern errichteten 
Zentralbetriebsrates, sofern er nicht mehr als 500 
Arbeitnehmer vertritt. Die Zahl der Delegierten 
erhöht sich für je weitere 500 von einem 
Zentralbetriebsrat vertretene Arbeitnehmer um 
jeweils einen Delegierten. Bruchteile von 500, 
werden für voll gerechnet. Für die Berechnung der 
Zahl der Arbeitnehmer ist Abs. 1 letzter Satz 
sinngemäß anzuwenden. Die Entsendungsberechti­
gung liegt innerhalb des Zentralbetriebsrates bei der 
jeweils nach dem d'Hondtschen System an die 
Reihe kommenden wahlwerbenden Gruppe. Auf 
eine angemessene Vertretung der Gruppen der 
Arbeiter und der Angestellten, der einzelnen 
Betriebe sowie der Arbeitnehmerinnen und der 
Arbeitnehmer soll Bedacht genommen werden. 

(7) Kommen während der Tätigkeitsdauer der 
Konzernveitretung neue Unternehmen in den 
Konzern, so sind die dort errichteten Zentralbe­
triebsräte berechtigt, die entsprechende Zahl von 
Delegierten in die Konzernvertretung zu entsenden. 
Scheiden während. der Tätigkeitsdauer Unterneh­
men aus dem Konzern aus, so endet die 
Mitgliedschaft der aus diesen Unternehmen entsen­
deten Delegierten. Dies gilt auch, wenn sich 
nachträglich herausstellt, daß bei der Errichtung 
Unternehmen, die nicht zum Konzern gehören, 
berücksichtigt worden sind oder Unternehmen, die 
zum Konzern gehören, nicht berücksichtigt worden 

. sind. 
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(8) Ist in einem Konzernunternehmen ein 
Zentralbetriebsrat nicht zu errichten, so nimmt der 
Betriebsausschuß oder dessen Vorsitzender die 
Aufgaben nach Abs.1 bis 7 wahr; besteht kein 
Betriebsausschuß, so nimmt der Betriebsrat oder 
dessen Vorsitzender die Aufgaben nach Abs. 1 bis 7 
wahr. 

(9) Für die Auflösung der Konzernvertretung 
gelten die Abs.1 bis 3 und 5 sinngemäß. 

(10) Bestehen in einem Konzern im Sinne des § 15 
des Aktiengesetzes 1965 oder des § 115 des 
Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung Teilkonzerne, so nehmen aus den 
Teilkonzernen die in diesen errichteten Konzern­
vertretungen an der Errichtung der Konzernvertre­
tung unter sinngemäßer Anwendung der Abs. 1 bis 7 
und 9 teil. 

Konstituierung, Geschäftsführung, Tätigkeitsdauer 

§ 88 b. (1) Der Einberufer der Versammlung der 
Zentralbetriebsratsvorsitzenden hat die gemäß 
§ 88 a Abs.4 bekanntgegebenen Delegierten Zur 
konstituierenden Sitzung der Konzernvertretung 
einzuladen und diese bis zur Wahl des Vorsitzenden 
der Konzernvertretung zu leiten. 

(2) Die Delegierten haben aus ihrer Mitte mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen einen 
Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter 
zu wählen. Die Wahl ist gültig, wenn zumindest die 
Hälfte der Delegierten (§ 88 a Abs. 6) anwesend ist. 

(3/ Der Vorsitzende vertritt die Konzernvertre­
tung nach außen. Er hat mindestens einmal im Jahr 
die Konzernvertretung zu einer Sitzung einzuberu­
fen; darüber hinaus auch, wenn dies von mindestens 
einem Viertel der Delegierten verlangt wird. 

(4) Die Konzernvertretung kann mit Mehrheit 
von zwei Driiteln ihrer Delegierten eine Geschäfts­
ordnung beschließen. Die Geschäftsordnung kann 
insbesondere regeln: 

1. die Errichtung, Zusammensetzung und Ge­
schäftsfühf].lng eines Leitungsausschusses und 
allenfalls - bei entsprechender Größe der 
Konzernvertretung oder des Leitungsaus­
schusses - eines Präsidiums; 

2. die Bezeichnung der Angelegenheiten, in 
denen dem Präsidium oder dem Leitungsaus­
schuß das Recht auf selbständige Beschlußfas­
sung, allenfalls nach Rahmenvorgaben der 
Konzernv<;rtretung, zukommt; 

3. die Festlegung von Art und Umfang der 
Vertretungsmacht der Vorsitzenden (Stellver­
treter) des Präsidiums oder Leitungsausschus­
ses; 

4. die Beiziehung anderer Betriebsratsmitglieder, 
die nicht Mitglieder der Konzernvertretung 
sind, mit beratender Stimme in Angelegenhei­
ten, die die, Arbeitnehmer des betreffenden 
Betriebes berühren. 

(5) Die Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung 
dauert vier Jahre. § 61 Abs. 1 zweiter Satz und 
Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. Sie wird 
vorzeitig beendet 

1. durch die Auflösung des Konzerns, 
2. durch einen Auflösungsbeschluß im Sinne des 

§ 88 aAbs. 9, 
3. durch die Funktionsunfähigkeit von so vielen 

Zentralbetriebsrlten (Betriebsausschüssen, Be­
triebsräten), daß nicht mehr mehr als die 
Hälfte der Arbeitnehmer im Konzern reprä­
sentiert ist, 

4. wenn dies die Konzernvertretung mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Delegierten 
beschließt oder 

5. wenn das Gericht die Errichtung oder den 
Beschluß gemäß § 88 a Abs.4 für ungültig 
erklärt; die Klage ist spätestens einen Monat 
nach Konstituierung der Konzernvertretung 
einzubringen. 

(6) Die Mitgliedschaft zur Konzernvertretung 
beginnt mit der Bekanntgabe des Delegierungsbe­
schlusses (Abs. 7 und § 88 a Abs. 6); sie erlischt, 
wenn 

1. die Tätigkeitsdauer der Konzernvertretung 
endet, 

2. die Mitgliedschaft zum Zentralbetriebsrat 
(Betriebsrat) erlischt, 

3. das Mitglied zurücktritt oder abberufen wird. 

(7) Spätestens drei Monate vor Ablauf der 
Tätigkeitsdauer hat eine vom Vorsitzenden einzu­
berufende Versammlung der Zentralbetriebsrats­
vorsitzenden die Zahl der jeweiligen Delegierten 
und Ersatzdelegierten (§ 88 a Abs. 6) für die nächste 
Tätigkeitsdauer mit Beschluß zu bestimmen. § 88 a 
Abs. 5 gilt sinngemäß. Der Vorsitzende hat die 
binnen festzusetzender Frist bekanntzugebenden 
Delegierten zur konstituierenden Sitzung der 
Konzernvertretung einzuberufen und diese bis zur 
Neuwahl des Vorsitzenden zu leiten. 

(8) Die Errichtung der Konzernvertretung, die 
Konstituierung, die Zusammensetzung und allfäl­
lige Änderungen der Zusammensetzung, die Ge­
schäftsordnung sowie allfällige Änderungen der 
Tätigkeitsdauer sind jedem im Konzern bestehen­
den Unternehmen schriftlich zur Kenntnis zu 
bringen. 

(9) Im übrigen gelten für die Konzernvertretung 
die §§ 62 a, 65 Abs. 1, 68 und 72 sinngemäß." 

16. § 108 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Der Betriebsinhaber hat den Betriebsrat von der 
schriftlichen Anzeige gemäß § 45 a Arbeitsmarkt­
förderimgsgesetz, BGBL Nr. 31/1969, in der jeweils 
geltenden Fassung, an das zuständige Arbeitsamt 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen." 

17. In § 108 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2 a 
eingefügt: 
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,,(2 a) Die Informations- und Beratungspflicht 
des Betriebsinhabers gemäß Abs. 1 und 2' gilt 
insbesondere auch für die Fälle des Überganges, der 

. rechtlichen Verselbständigung, des Zusammen­
schlusses oder der Aufnahme von Betrieben oder 
Betriebsteilen. Die Information hat rechtzeitig und 
im vorhinein zu erfolgen und insbesondere zu 
umfassen: 

1: den Grund für diese Maßnahme; 
2. die sich daraus ergebenden rechtlichen; 

wirtschaftlichen und sozialen Folgen für die 
Arbeitnehmer; 

3. die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht 
genommenen Maßnahmen." 

18. Dem § 108 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Ist im Konzern nach den §§ 244 H. des 
Handelsgesetzbuches vom 10. Mai 1897, RGBl. 
S 219, in der jeweils geltenden Fassung, ein 
Konzernabschluß zu erstellen, so ist der Konzern­
abschluß samt Konzernanhang einschließlich der 
erforderlichen Erläuterungen und Aufklärungen 
spätestens einen Monat nach der Erstellung dem 
Betriebsrat zu übermitteln." 

19. In § 109 Abs. 1 wird nach Z 1 folgende Z 1 a 
eingefügt: 

,,1 a. die Auflösung von Arbeitsverhältnissen, die 
eine Meldepflicht nach § 45 a Abs. 1 Z 1 bis 3 
Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, 
in der jeweils geltenden Fassung, auslöst;" 

20. Nach § 109 Abs. 1 wird folgender Abs. 1 a 
eingefügt: 

,,(1 a) Im Falle einer geplanten Betriebsänderung 
nach Abs. 1 ZJa hat die Information nach Abs. 1 
erster Satz jedenfalls zu umfassen 

1. die Gründe für die Maßnahme, 
2. die Zahl und die Verwendung der voraussicht­

lieh betroffenen Arbeitnehmer, deren Qualifi­
kation und Beschäftigungsdauer sowie die 
Kriterien für 'die Auswahl dieser Arbeitneh-
mer, 

3. die Zahl und die Verwendung der regelmäßig 
beschäftigten Arbeitnehmer, . 

4. den Zeitraum, in dem die geplante Maßnahme 
verwirklicht werden soll, 

5. allfällige zur Vermeidung nachteiliger Folgen 
für die betroffenen Arbeitnehmer geplante 
Begleitmaßnahmen. 

Die Information nach Z 1 bis 4 hat schriftlich zu 
erfolgen. Die Informations- und Beratungspflicht 
trifft den Betriebsinhaber auch dann, wenn die 
geplante Maßnahme von einem herrschenden 
Unternehmen veranlaßt wird. Unbeschadet des § 92 
Abs. 2 kann der Betriebsrat der Beratung Sachver­
ständige beiziehen." 

21. Dem § 109 Abs. 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

"Bei der Entscheidung der Schlichtungs stelle ist ein~ 
allfällige verspätete oder mangelhafte Information 
des Betriebsrates (Abs. 1) bei der Festsetzung der 
Maßnahmen zugunsten der Arbeitnehmer in der 
Weise zu berücksichtigen, daß Nachteile, die die 
Arbeitnehmer durch die verspätete oder mangel­
hafte Information erleiden, zusätzlich abzugelten 
sind." 

22. § 110 Abs. 6 lautet: 

,,( 6) An der Entsendung von Arbeitnehmervertre­
tern in den Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft 
(Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Genossen­
schaft), die 

1. Aktiengesellschaften, 
2. aufsichtsratspflichtige Gesellschaften mit be­

schränkter Haftung, 
3. Gesellschaften mit beschränkter Haftung Im 

Sinne des § 29 Abs. 2 Z 1 GmbHG, 
4. aufsichtsratspflichtige Genossenschaften 

einheitlich leitet (§ 15 Abs. 1 Aktiengesetz 1965) 
oder auf Grund einer unmittelbaren Beteiligung von 
mehr als 50 Prozent beherrscht, nehmen der 
Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) des herrschenden 
Unternehmens und die Gesamtheit der Mitglieder 
aÜer in den beherrschten Unternehmen (Z 1 bis 4) 
bestellten Betriebsräte teil, sofern das herrschende 
Unternehmen höchstens halb so viele Arbeitnehmer 
beschäftigt als alle beherrschten Unternehmen 
zusammen. Der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) des 
herrschenden Unternehmens entsendet so viele 
Arbeitnehmervertreter, als dem Verhältnis der Zahl 
der im herrschenden Unternehmen beschäftigten 
Arbeitnehmer zur Zahl der in den beherrschten 
Unternehmen beschäftigten 'Arbeitnehmer ent­
spricht, mindestens jedoch einen Arbeitnehmerver­
treter. Dieses Recht des Zentralbetriebsrates (Be­
triebsrates) des herrschenden Unternehmens, unab­
hängig vom Verhältnis ~er Zahl der im herrschen­
den Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer zur' 
Zahl der in den beherrschten Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer einen Arbeitnehmerver­
treter zu entsenden, entfällt, wenn sich die Tätigkeit 
des herrschenden Unternehmens auf die Verwal­
tung von Unternehmensanteilen der beherrschten 
Unternehmen beschränkt. Die übrigen Arbeitneh­
mervertreter im Aufsichtsrat sind von der Gesamt­
heit der in den beherrschten Unternehmen (Z 1 bis 
4) bestellten Betriebsräte aus dem Kreis der 
Betriebsratsmitglieder, denen das aktive Wahlrecht 
zum Betriebsrat zusteht, nach den Grundsätzen des 
Verhältniswahlrechtes geheim zu wählen; auf diese 
Wahl sind die Bestimmungen der §§ 51 Abs. 3, 54 
Abs. 2, 56 Abs. 1,57,59,60,62 Z 2 bis 5,64 Abs. 1 
Z 1 bis 3 und Abs. 4, 65 Abs. 1 erster Satz und 
Abs. 2, 78 Abs. 4, 81 Abs. 1 zweiter S~tz, Abs. 2 und 
Abs.4 sowie 82 Abs. 1 erster Satz sinngemäß 
anzuwenden. Dieser Absatz gilt nicht für Banken 
(§ 1 Kreditwesengesetz, BGBI. Nr. 63/1979, in der 
jeweils geltenden Fassung) und Versicherungsunter­
nehmungen." 
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23. Nach § 110 Abs. 6 werden folgende Abs. 6 a Betriebsstätten eines Unternehmens im Kon-
und 6 beingefügt: zern; für das noch kein anderes Organ der 

Arbeitnehmerschaft zuständig ist. 
,,(6 a) Abs. 6 gilt auch für herrschende Unterneh-

men, in denen kein Betriebsrat zu errichten ist, wenn Beratungs- und Informationsrechte der Konzern­
deren Tätigkeit sich nicht nur auf die Verwaltung vertretung richten sich an die Konzernleitung bzw. 
von Unternehmensanteilen der beherrschten Unter- an die Unternehmensleitung des in Österreich 
nehmen beschränkt. Die Arbeitnehmervertreter im herrschenden Unternehmens. Von der Konzernver­
Aufsichtsrat sind von der Gesamtheit der in den tretung abgeschlossene Betriebsvereinbarungen sind 
beherrschten Unternehmen bestellten Betriebsräte . für jene Unternehmen verbindlich, deren Leitungen 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Abs.6' der Vereinbarung beigetreten sind." 

vorletzter Satz zu wählen. 25. § 114 Abs: 2 lautet: 

(6 b) Ist in einem Konzern im Sinne der Abs. 6 
und 6 a eine Konzernvertretung (§ 88 a) errichtet, 
so hat diese die Arbeitnehmervertreter in den 
Aufsichtsrat des herrschenden Unternehmens zu 
entsenden. Die aus dem Zentralbetriebsrat (Be­
triebsrat) des herrschenden Unternehmens stam­
menden Konzernvertretungsmitglieder haben das 
Recht, so viele Arbeitnehmervertreter vorzuschla­
gen, wie dem Verhältnis der Zahl der im 
herrschenden Unternehmen beschäftigte'n Arbeit­
nehmer zur Zahl der in den beherrschten 
Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer ent~ 
spricht; die übrigen Arbeitnehmervertreter werden 
von den aus den Zentralbetriebsräten (Betriebsrä­
ten)' der beherrschten Unternehmen stammenden 
Konzernvertretungsmitglieder vorgeschlagen. Für 
die Ausübung des Vorschlagsrechts innerhalb der 
jeweiligen Gruppe der Konzernvertretungsmitglie­
der gilt Abs. 2 sinngemäß." 

24. § 113 Abs. 5 lautet: 

,,(5) In Konzernen, in denen eine Konzernvertre­
tung errichtet ist, werden folgende Befugnisse von 
dieser ausgeübt: 

1. Entsendung von Arbeitnehmervertretern in 
den Aufsichtsrat gemäß § 110 Abs. 6 b; 

2. soweit die Interessen der Arbeitnehmerschaft 
von mehr als einem Unternehmen im Konzern 
betroffen sind: 
a) Recht auf Intervention (§ 90); 
b) allgemeines Informationsrecht (§ 91); 
c) Beratungsrecht (§ 92); 
d) Mitwirkung an konzerneigenen Maßnah­

men in Zusammenhang mit Schulungs-, 
Bildungs- und Wohlfahrtseinrichtungen 
(§§ 94 und 95); 

3. soweit die Interessen der Arbeitnehmer mehr 
als eines Unternehmens im Konzern betroffen 
sind und eine einheitliche Vorgangsweise, 
insbesondere durch Konzernrichtlinien, er­
folgt: 
a) wirtschaftliche Informations- und Inter­

ventionsrechte (§ 108); 
b) Mitwirkung an Betriebsänderungen gemäß 

§ 109, mit der Maßgabe, daß § 109 Abs. 3 
nur bei Betriebsänderungen im Sinne des 
§ 109 Abs. 1 Z 1 bis4 anzuwenden ist; 

4. Wahrnehmung der Rechte gemäß § 89 Z 3 
hinsichtlich geplanter und im Bau befindlicher 

,,(2) In Angelegenheiten nach §§ 96,96 a und 97, 
die die Interessen der Arbeitnehmer mehr als eines 
Unternehmens betreffen und in denen eine 
einheitliche Vorgangsweise des Konzerns, insbeson­
dere durch Konzernrichtlinien, erfolgt, kann der 
Zentralbetriebsrat der Konzernvertretung mit deren 
Zustimmung die Ausübung seiner eigenen und ihm 
übertragener Befugnisse übertragen, soweit derar­
tige Angelegenheiten' nicht ohnedies gemäß § 113 
Abs. 5 in die Zuständigkeit der Konzernvertretung 
fallen .. Besteht kein Zentralbetriebsrat, so kann der 
Betriebsrat (Betriebsausschuß) eine derartige Kom­
petenzübertragung vornehmen." 

26. In § 114 Abs.3 wird das Wort "Arbeitsge­
meinschaft" durch das Wort "Konzernvertretung" 
ersetzt. 

27. In § 117 Abs. 5 wird das Wort "Arbeitsge­
meinschaft" jeweils durch das Wort "Konzernver­
tretung" ersetzt. 

28. § 118 Abs.6 wird folgender Satz angefügt: 

"Im Falle des Ausscheidens eines Betriebsratsmit­
glieds im Zuge einer Betriebsänderung hat das 
nachrückende Ersatzmitglied einen Anspruch je­
denfalls in dem Ausmaß, als es dem Verhältnis der 
noch offenen zur gesamten Tätigkeitsdauer des 
Betriebsrats entspricht, sofern sich nicht nach dem 
ersten Satz ein größerer Anspruch ergibt." 

29. § 123 Abs. 4 lautet: 

,,(4) In Konzernen im Sinne des § 15 des 
Aktiengesetzes 1965 oder des § 115 des Gesetzes 
über Gesellschaften mit beschränkter Haftung kann 
eine Konzernjugendvertretung gebildet werden 
(§ 131 f)." 

30. § 126 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Wählbar sind alle Arbeitnehmer des 
Betriebes, die 

1. a) österreichische Staatsbürger sind oder 
b) Angehörige von Staaten sind, die Vertrags­

parteien des EWR-Abkommens sind, und 
2. am Tag der Wahlausschreibung das 21. Le­

bensjahr noch nicht vollendet haben ung 
3. am Tag der Wahl seit mindestens sechs 

Monaten im Betrieb beschäftigt sind und 
4. abgesehen vom Erfordernis der österreichi­

schen Staatsbürgerschaft und des Alters vom 
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Wahlrecht zum Nationalrat nicht ausge­
schlossen sind (§ 22 Nationalrats-Wahlord­
nung 1992, BGBI. Nr. 471, in der jeweils 
geltenden Fassung)." 

31. § 131 f lautet samt Überschrift: 

"Konzernjugendvertretung 

§ 131 f. (1) Sind in einem Konzern im Sinne des 
§ 15 des Aktiengesetzes 1965 oder des § 115 des 
Gesetzes ,über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung in mehr als einem Unternehmen Jugend­
vertrauensräte errichtet, so kann eine Konzernju­
gendvertretung zur Wahrnehmung der gemeinsa­
men wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen 
und kulturellen Interessen der in der Konzernju­
gendvertretung vertretenen jugendlichen Arbeit­
nehmer gebildet werden, für die §§ 88 a und 88 b 
sinngemäß gelten. 

(2) Besteht im Konzern eine Konzernvertretung, 
so hat die Konzernjugendvertretung ihre Aufgaben 
im Einvernehmen mit dieser wahrzunehmen. 
§ 131 d Abs. 2, 3 und 4 gilt sinngemäß." 

32. § 132 Abs. 1 letzter Satz lautet: 

,,§ 109 ist jedenfalls anzuwenden, soweit es sich um 
Betriebsänderungen im Sinne des § 109 Abs. 1 Z 1 a, 
5 und 6 handelt." 

33. § 132 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

,,§ 109 ist jedenfalls anzuwenden, soweit es sich um 
Betriebsänderungen im Sinne des § 109 Abs. 1 Z 1 a, 
5 und 6 handelt." 

34. § 132 Abs. 4 letzter Satz lautet: 

"Jedenfalls sind die Bestimmungen über Betriebs­
vereinbarungen in den Angelegenheiten des § 96 
Abs.1 Z 1, 2 und 4 sowie die §§ 108 bis 112 nicht 
anzuwenden auf Betriebe und Verwaltungsstellen,­
die der Ordnung der inneren Angelegenheiten der 
gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsge­
sellschaften dienen, ausgenommen jedoch § 109, 
soweit es sich um Betriebsänderungen im Sinne des 
§ 109 Abs. 1 Z 1 a, 5 und 6 handelt." 

35 a. § 160 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmun­
gen der §§ 15, 55 Abs. 3, 89 Z 3,99 Abs. 3, 4 und 5, 
103, 104 Abs. 1, 108 Abs. 3, 109 Abs. 1 Z 1 a und 
Abs. 1 a, 115 Abs. 4 und 117 Abs. 1 bis 4 und der 
hiezu . erlassenen Durchführungsbestimmungen 
sind, sofern die Tat nach anderen Gesetzen nicht 
einer strengeren Strafe unterliegt, von der Bezirks­
verwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 
30000 S zu ahnden." 

b. § 160 Abs. 2 Z 3 lautet: 

,,3. des § 108 Abs. 3 oder des § 109 Abs. 1 Z 1 a 
und Abs. 1 a das gemäß § 113 zuständige Organ der 
Arbeitnehmerschaft und", 

-36. Nach § 169 wird folgender § 170 samt 
Überschrift eingefügt: 

" Übergangsbestimmung 

§ 170. Arbeitsgemeinschaften im Sinne des § 88a 
des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1974, 
in der Fassung BGBI. Nr. 833/1992, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
errichtet sind, können aIs Konzernvertr~tungen bis 
längstens 30. Juni 1995 bestehen bleiben." 

37. Nach § 171 Abs.3 wird folgender Abs.4 
angefügt: 

,,(4) § 8 Z 2, § 29, § 31 Abs.5, 6 und 7, § 32 
Abs. 3, § 40 Abs. 4 a, § 52 Abs. 1 erster Satz, § 62 b 
Abs. 1 letzter Satz, § 62 c, § 73 Abs, 1, § 74, § 82 
Abs. 6, § 85 Abs. 1, §§ 88 a und 88 b, § 108 Abs. 2 a 
und 4, § 109 Abs. 3, § 110 Abs. 6, 6 a und 6 b, § 113 
Abs.5, § 114 Abs.2 und 3, § 117 Abs.5, § 118 
Abs.6, § 123 Abs.4, § 131 f. sowie § 170 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxx/xxxx 
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft. § 53 Abs. 1, § 108 
Abs. 1 letzter Satz, § 109 Abs. 'I Z 1 a und Abs. 1 a, 
§ 126 Abs.5, § 132 Abs. 1 letzter Satz, Abs.2 
zweiter Satz und Abs.4 letzter Satz sowie § 160 
Abs. 1 und Abs. 2 Z 3 treten gleichzeitig mit dem 
Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum in Kraft." 

Artikel II 

Das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, ' BGBI. 
Nr. 196/1988, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) § 10 Abs. 1, 3 und 4 ist jedoch bei 
Überlassung von Arbeitskräften zwischen Konzern­
unternehmungen (Abs. 1 Z 5) anzuwenden, sofern 
die Überlassung nicht nur vorübergehend erfolgt." 

2. Nach § 22 wird folgender § 23 samt Überschrift 
angefügt: 

"Inkrafttreten 

§ 23. § 1 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBI. Nr. xxx/xxxx tritt mit 1. Juli 1993 in 
Kraft." 
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Abweichende persönliche Stellungnahme gemäß § 42 Abs. 5 
GOG der Abgeordn~ten Christine Heindl 

zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales über die Regierungsvorlage 
betreffend ein Bundesgesetz mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz und 

Arbeitskräfteüberlassungsgesetz geändert werden (1078 der Beilagen) 

Im Rahmen der notwendigen Novellierung des 
Arbeitsverfassungsgesetzes (Anpassung an die EG­
Richtlinien) soll nach der vorliegenden Regierungs­
vorlage das passive Betriebsratswahlrecht (§§ 53 und 
126 Arbeitsverfassungsgesetz) auch auf Staatsange­
hörige eines Mitgliedsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ausgedehnt 
werden. 

Grundsätzlich ist es zu begrüßen, daß nun auch in 
Österreich als dem letzten westeuropäischen Staat 
das passive Betriebsratswahlrecht ausländischen 
Arbeitnehmerlnnen eingeräumt wird. Unverständ­
lich ist jedoch, daß im Rahmen dieser notwendigen 
Novellierung das passive Wahlrecht nur Angehöri­
gen von EWR-Mitgliedsstaaten und nicht allen 
ausländischen Arbeitskräften in Österreich einge­
räumt wird. Die Abgeordnete der Grünen Alterna­
tive, Christine Heindl, hat daher einen Abände­
rungsantrag eingebracht, wonach das passive 
Betriebsratswahlrecht nicht nur Angehörigen von 
EWR-Staatsbürgern, sondern allen ausländischen 
Arbeitskräften in Österreich wie den inländischen 
Arbeitskräften eingeräumt werden soll. 

Mit Verwunderung mußte die Abgeordnete 
Christine Heindl zur Kenntnis nehmen, daß selbst 
Mitglieder des österreichischen Gewerkschaftsbun­
des, wie die Ausschußvorsitzende Hostasch, den 
Abänderungsantrag des Grünen Klubs ablehnten. 
Die Begründung, daß diese Frage noch diskutiert 
werden müsse, da bei einer Einräumung des 
passiven Wahlrechtes bei Betriebsratswahlen Natio­
nalitätenkonflikte in den Arbeitsbetrieben entstehen 
könnten, muß angesichts der jahrzehntelangen 
Erfahrungen in unseren Nachbarländern als Aus­
rede gewertet werden. 

Wenn die Ausschußvorsitzende erklärt, daß sie es 
begrüßt hätte, wenn das passive Wahlrecht für alle 
ausländischen Arbeitskräfte in dieser Ausschußsit­
zung beschlossen worden wäre, dies aber mangels 
Zustimmung des Koalitionspartners (ÖVP) noch 
nicht möglich sei, stellt sich die Frage, ob einige 
Abgeordnete, die auch Mitglieder des ÖGB sind, 
wie die Abgeordnete Hostasch, nicht ihre Funktion 
verwechselt haben. Abgeordnete, die Mitglieder 
eines Ausschusses sind - auch als Vorsitzende eines 

Ausschusses, sind nach dem politischen und 
demokratischen Verständnis des Grünen Klubs in 
erster Linie VertreterInnen des Volkes -, also auch 
der Gewerkschaft, dessen Mitglieder sie sind, und 
nicht der Bundesregierung. 

Die Ablehnung des Antrages, das passive 
Wahlrecht bei Betriebsratswahlen allen ausländi­
schen ArbeitnehmerInnen einzuräumen, ist umso 
bedauerlicher, als es gerade im Hotel- und 
Gastgewerbe und· in der Reinigungsbranche Be­
triebe gibt, denen es nur· mehr mit Mühe gelingt, 
ausreichend Inländerlnnen zu finden, die bereit und 
in der Lage sind, sich als Kandidaten bei 
Betriebsratswahlen zur Verfügung zu stellen. In 
vielen Fällen handelt es sich dabei dann um nahe 
Verwandte des Arbeitgebers, die mangels anderer 
inländischer Arbeitskräfte als BetriebsrätInnen 
kandidieren müssen. 

Mit der Ablehnung des Antrages der Abgeordne­
ten Christine Heindl wird übersehen, daß die 
Vertretung der Arbeitnehmerlnneninteressen im 
Betrieb nur dann zufriedenstellend funktionieren 
kann, wenn die Arbeitnehmervertreterlnnen auch 
repräsentativ für die Beschäftigten sind. Es ist daher 
bedauerlich,daß trotz des Beschlusses des 12. Bun­
deskongresses des ÖGB im Oktober 1991 allen 
ausländischen Arbeitnehmerlnnen das passive 
Wahlrecht bei Betriebsratswahlen und Arbeiterkam­
merwahlen einzuräumen, weiterhin an einern 
Gesetz festgehalten wird, das nur als Diskriminie­
rung ausländischer Arbeitskräfte bei der betriebli­
chen und überbetrieblichen Interessenvertretung 
bezeichnet werden kann. 

Durch die gegenständliche Regierungsvorlage 
wird die Diskriminierung noch deutlicher, da nun 
zwei Gruppen von ausländischen Arbeitnehmerln­
nen geschaffen werden, nämlich Angehörige von 
EWR~Mitgliedstaaten und andere ausländische 
ArbeitnehmerInnen. Es werden also weiterhin in 
Zukunft Österreicherinnen in der Schweiz zu 
BetriebsrätInnen gewählt werden können, nicht 
jedoch Schweizerinnen in Österreich. Wie dies mit 
einer europäischen Integrationspolitik zu vereinba­
ren ist, bleibt ungeklärt. 
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Die Abgeordnete Christine Heindl mußte die 
Abänderungsvorschläge zu § 53 Abs. 1 und § 126 
Abs. 5 des Arbeitsverfassungsgesetzes wie in der 
Regierungsvorlage vorgesehen auch deshalb ableh­
nen, weil diese Bestimmungen nicht einmal den 
EG-Richtlinien entsprechen. Laut den EG-Richtli­
nien sind nämlich nicht nur die Staatsangehörigen 
der EWR-Mitgliedstaaten österreichischen Arbeit­
nehmerInnen gleichzustellen, sondern auch dessen 
Familienangehörigen, auch wenn sie nicht Staatsan­
gehörige eines EWR-Mitgliedstaates sind. 

Das aktive und passive Wahlrecht stellt ein ganz 
wesentliches demokratisches Grundprinzip dar, und 
es hätte sich für das österreichische Image im 
Ausland sicherlich nur positiv ausgewirkt, wenn im 
Rahmen der Menschenrechtskonferenz allen aus­
ländischen ArbeitnehmerInnen zumindest bei Be­
triebsratswahlen auch das passive Wahlrecht einge­
räumt worden wäre. 

Cbristine Heindl 
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